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10. Wahlperiode 

02. 04. 86 


Sachgebiet 7107 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Keine Werbung in Rundfunk und Fernsehen an Sonn- und Feiertagen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Biuidestag stellt fest: 

1. Der besondere Charakter der Sonn- und Feiertage als Tage 
der Ruhe und der Besiiuiung bleibt schutzwürdig. Der 
vielfältigen Gefährdung dieser bedeutsamen \ind notwen- 
digen kulturellen Eiiuichtung ist in geeigneter und vertret- 
barer Weise entgegenzuwirken. 

2. Wirtschaftswerbung in Rundfunk- und Fernsehsendungen 
an Sonn- imd Feiertagen bewirkt eine gewichtige kommer- 
zielle Prägung des ausgestrahlten Programms und konfron- 
tiert so die Hörer imd Zuschauer in besonders aktiver 
Weise mit Ansprüchen des Wirtschafts- und Arbeitslebens. 
Solche Werbung beeinträchtigt die kulturelle Eigenart der 
Soim- und Feiertage. 

Nach den geltenden Staatsverträgen ist öffentlich-recht- 
lichen Rundfunk- imd Femsehanstalten die Ausstrahlung 
von Wirtschaftswerbimg an Sonn- und Feiertagen unter- 
sagt. Darin kommt der Wille zum Ausdruck, den vom 
Gnmdgesetz der Bimdesrepublik Deutschland geschützten 
besonderen Chrakter der Soim- und Feiertage zu wahren. 

Angesichts der bereits erfolgten und der noch zu erwarten- 
den Ändenmgen in der Struktur des Angebots von Rimd- 
funk- und Fernsehsendungen ist der Ausschluß der Soim- 
und Feiertagswerbung nüt dem bisherigen rechtlichen 
Instrumentarium der Staatsverträge lücht mehr zu gewähr- 
leisten; vielmehr ist zu befürchten, daß bei der Zulassung 
von Werbesendungen privater Anbieter auch die Öffent- 
lich-rechtlichep Veranstalter bestrebt sein werden, sich 
diese Einriahm equelle zu erschließen. Erforderlich ist des- 
halb eine verbindliche gesetzliche Regelung, die einheit- 
lich in allen Bundesländern die Ausstrahlimg von Werbe- 
sendungen an Soim- und Feiertagen untersagt. 

n. Der Deutsche Bundestag fordert deshalb die Parlamente imd 
Regienmgen der Länder der Bimdesrepublik Deutschland 
auf. 
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— Wirtschaftswerbung in Rundfunk- und Fernsehsendungen 
an Sonn- und Feiertagen allgemein nicht zuzulassen und 
ihren Ausschluß gesetzlich zu regeln, 

— durch rechtliche und technische Mittel dagegen Vorsorge 
zu treffen, daß durch grenzübergreifenden Satelütenfunk 
und Kabeleinspeisung eui Sonn- und Feiertagen Werbesen- 
dungen in der Bundesrepublik Deutschland ausgestrahlt 
werden. 

III. Der Deutsche Bimdestag fordert des weiteren die Bundes- 
regierung auf, die Bundesländer bei dem Bemühen um die 
Verhinderung grenzübergreifender Werbesendvmgen im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit und ihrer Möglichkeiten zu 
xmterstützen und dazu geeignete internationale Vereinbarun- 
gen anzustreben. 

Bonn, den 2. April 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 

Begründung 

1. Nach Artikel 140 des Grundgesetzes der Bundesrepublik 
Deutschland in Verbindrmg mit Artikel 139 der Weimarer 
Reichsverfassung bleiben „der Sonntag und die staathch aner- 
kannten Feiertage als Tage der Arbeitsruhe und der seelischen 
Erhebung geschützt“. Die Feiertagsgesetze der Länder, aber 
auch eine Vielzahl anderer bundes- und landesrechtUcher Vor- 
schriften füllen dieses Verfassungsgebot aus. 

2. Weitaus die meisten Bürgerinnen und Bürger stimmen darin 

überein, daß der besondere Charakter der Sonn- und Feiertage 
erhalten bleiben muß. Viele fordern dies aus ihrer rehgiösen 
Bindung heraus, andere allein aus kulturellen oder ges\mdheit- 
lichen Gründen. Auch für Menschen, denen der rehgiöse 
Ursprung des „Siebenten Tages“ fremd geworden ist, kann der 
geschützte Sonntag das Erlebnis des Abstandes von wirtschaft- 
lichen Interessen und Sachzwängen vermitteln. Für die Gestal- 
timg des Familienlebens haben die Sonntage imd Feiertage 
besondere Bedeutung. ' 

Mögen die Motive imterschiedlich sein: Im Willen zur Erhal- 
tung des besonderen Charakters der Sonn- imd Feiertage kom- 
men die Wertordnung des Gnmdgesetzes und die Werthaltun- 
gen der Gesellschaft zur Deckung. Gerade die pluralistische 
Gesellschaft bedarf solcher Übereinstimmungen. 

3. Die aktive Ausübung von Wirtschaf tswerbimg an Sonn- imd 
Feiertagen beeinträchtigt den verfassungsrechtlich geschütz- 
ten besonderen Charakter dieser Tage. Wirtschaftswerbung ist 
— als wirtschaftliche Tätigkeit - eindeutig der „Arbeit" zuzu- 
ordnen. Es gibt keinerlei Gründe von öffentlichem Interesse, 
die „Tage der Arbeitsruhe“ (Artikel 139 WRV) für die aktive 
Ausübung von Wirtschaftswerbung wie jeden anderen Tag zu 
behandeln. Die Bundesländer haben dementsprechend für die 
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öffentlich-rechtlichen Rundfunk- und Femsehanstalten sicher- 
gestellt, daß die Ausstrahlung von Werbesendungen an Sonn- 
und Feiertagen unterbleibt. Die damit verbundenen Beschrän- 
kungen der wirtschaftlichen Betätigungsfreiheit sind ange- 
sichts des Ranges des damit geschützten Gutes und der 
Begrenzung auf einen Tag in der Woche vollauf gerechtfertigt. 

4. Die Ausstrahlung von Werbesendimgen in Rimdhmk imd Fern- 
sehen kann in ihrer Wirkimg nicht mit den Werbeanzeigen in 
Zeitungen, z. B. Sonntagszeitungen, verglichen werden. Die 
Reichweite der Werbung in elektronischen Medien hat quahta- 
tiv sehr viel stärkere Auswirkungen als die Werbimg in Druck- 
medien. Zeitimgen, die durch Inserate mitfinanziert werden, 
können auch ohne Lektüre dieser Inserate gelesen werden. Mit 
der Werbimg in elektronischen Medien wird der Hörer oder 
Zuschauer dagegen ohne sein Zutun befaßt; um ihr entgehen 
xmd gleichwohl das Programm im übrigen wahmehmen zu 
können, muß er von sich aus aktiv werden. Dies güt insbeson- 
dere dann, wenn zusammenhängende Teüe einer Sendimg 
durch Werbung imterbrochen werden. 

Die Aufnahme von Werbesendimgen führt regelmäßig auch 
zur nachteiligen Beeinflussimg des umgebenden Progranuns. 
Das von der Werbimg finanzierte Fernsehprogramm wird zu 
einem Werbeprogramm - oder es verfehlt seinen Zweck. Im 
Bemühen lun möglichst hohe Einschaltquoten sehen sich die 
Programmgestalter zum Angebot massenwirksamer Unterhal- 
tung gedrängt, der anspruchsvollere Sendungen zu weichen 
haben. Das güt auch für andere nicht massenattraktive Pro- 
grammteüe wie z. B. die kirchhchen Programme, die zum gro- 
ßen Teü an Sonn- imd Feiertagen gesendet werden, bei Auf- 
nahme von Werbesendimgen aber nicht mehr in die günstigen 
Sendezeiten gelegt würden. 

Der Programmauftrag des Rundfimks, der gleichermaßen den 
Aufgaben der Information, der BUdung, Beratimg tmd Unter- 
haltimg güt, würde für günstige Sendezeiten mit der Aufnahme 
von Werbung an Sonn- imd Feiertagen beeinträchtigt. 

5. Der Deutsche Bimdestag sieht sich in der Ablehmmg von 
Werbesendungen an Sonn- und Feiertagen durch wiederholte 
Bekundungen der katholischen und der evangelischen Kirche, 
anderer Religionsgemeinschaften sowie anderer gesellschaft- 
licher Kräfte bestätigt. 

Die Kirchen betonen, daß die Sonn- und Feiertage für das 
kirchliche, gesellschaftliche tmd familiäre Leben von beson- 
derer Bedeutung sind. Sie sind besorgt, daß die Erosion der 
Sonntags- und Feiertagskultur bei Zulassung von Rundfunk- 
und Fernsehwerbung ztmehmen würde. In der Tat könnte die 
Ausstrahlimg solcher Werbung die vielfältigen Bestrebungen 
unterstützen, Erwerbsarbeit an Sonn- und Feiertagen künftig 
genereU oder jedenfalls in viel weiterem Umfang als bisher 
zuzulassen. Die Kirchen weisen darauf hin, daß die Anerken- 
nung und der Schutz des besonderen Charakters von Sonn- 
und Feiertagen «einer der letzten integrierenden Bestandteüe 
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unserer Gesellschaft" sind; der Rundfunk habe dem als 
gescuntgesellschaftliches Medium Rechnimg zu tragen. Das 
Zentralkomitee der deutschen Katholiken sieht in der Aufrecht- 
erhaltung des Werbeverbots an Sonntagen xmd Feiertagen eine 
Verpflichtung für die bereits vorhandenen, aber auch für alle 
neuen Programmanbieter, seien sie privater oder öffentlich- 
rechtlicher Art. 

Ähnlich haben sich die Gewerkschaften geäußert. 

6. In einer Gemeinsamen Erklärung vom 29. März 1985 haben 
162 Abgeordnete des Deutschen Bxmdestages aus allen Frak- 
tionen die Regienmgschefs der Bimdesländer rmd die Länder- 
pcU'lamente auf gef ordert, das Verbot der Werbimg an Sonn- 
und Feiertagen in die zu novellierenden Mediengesetze aufzu- 
nehmen. Sie verweisen darauf, daß sich in dieser Frage ent- 
scheide, wie ernst die allseits bekundete Absicht gemeint ist, 
die technische Entwicklxmg sozial \md kulturell zu beherrschen 
und fruchtbcir zu machen. 

7. Erforderlich ist eine verbindliche gesetzliche Regelung, die 
einheitlich in allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland 
die Ausstrahlung von Werbesendrmgen an Sonn- und Feier- 
tagen imtersagt. Außer in den Mediengesetzen könnten solche 
Regelimgen eventuell auch in Feiertagsgesetzen der Länder 
getroffen werden. 

Grenzübergreifende ausländische Programme finden zwar nor- 
malerweise geringere Resonanz; soweit sie aber besonders für 
das Inland erstellt werden, können sie die Wirk\mg des Aus- 
schlusses solcher Sendtmgen im Bimdesgebiet mindern. Des- 
halb sind auch internationale Anstrengimgen erforderlich - 
etwa mit dem Ziel einer europäischen Konvention, um die 
iimerstaatlich getroffenen Regelimgen zu ergänzen. 
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